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rungsaustauschen nehmen Vertreter der staatlichen Leitung 
sowie die Leitung der Gewerkschaft teil, um zu gewährleisten, 
daß die Initiativen des Schöffenkollektivs im Betrieb die ent­
sprechende Unterstützung erhalten.
ULRICH LIPPMANN,
Stellv. Direktor des Bezirksgerichts Potsdam

Münzfernsprecher sind Fernmeldeanlagen 
im Sinne des § 204 StGB
Unter Hinweis auf das Urteil des Bezirksgerichts Rostock vom 
8. Oktober 1982 - 2 BSB 96/82 - wird in Anm. 1 zu § 204 des 
StGB-Kommentars (Berlin 1984, S. 459) der Standpunkt ver­
treten, daß der einzelne Fernsprechanschluß und Münzfern­
sprecher keine Fernmeldeanlage i. S. dieser Bestimmung ist. 
Die Zerstörung, die Beschädigung oder das Unbrauchbar­
machen eines Münzfernsprechers oder die sonstige Einwirkung 
auf ihn würde damit also nicht als eine Behinderung des Nach­
richtenverkehrs zu beurteilen sein.

Das Bezirksgericht begründet seine Auffassung wie folgt: 
„... Der Nachrichtenverkehr beinhaltet seinem Wesen nach 
den Austausch von Kommunikationen unter einem größeren, 
nicht näher bestimmten Teilnehmerkreis. Behindert ist der 
Nachrichtenverkehr dann, wenn Fernsprechkabel zerstört oder 
beschädigt wurden und dadurch eine Übermittlung von Nach­
richten über Fernmeldelinien — auch nur vorübergehend — 
ausgeschlossen ist oder wenn Vermittlungsstellen und Umset­
zungseinrichtungen in ihrer Funktionstüchtigkeit beeinträch­
tigt worden sind. Bei Münzfernsprechern handelt es sich um 
Einzelanschlüsse an das Fernmeldenetz, von denen aus nur 
Gespräche in abgehender Richtung geführt werden können. 
Sind Münzfernsprecher gestört, ist eine Nachrichtenabgabe an 
andere Teilnehmer über diesen Einzelfernsprechanschluß nicht 
möglich; sie kann aber, da Fernmeldelinien nicht gestört sind, 
jederzeit durch einen anderen, intakten Münz- oder anderen 
Fernsprecher des gleichen Netzes erfolgen. Der einzelne Fern­
sprech- und Münzfernsprechanschluß stellt mithin keine 
Fernmeldeanlage im Sinne des Nachrichten Verkehrs nach § 204 
StGB dar...."

Diese einschränkende Schlußfolgerung findet weder im 
Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen vom 3. April 1959 
(GBl. I Nr. 27 S. 365) eine Stütze noch entspricht sie dem mit 
§ 204 StGB begründeten Anliegen des Schutzes der Post- und 
Fernmeldeanlagen.

In § 8 Abs. 2 des Gesetzes über das Post- und Fernmelde­
wesen werden Fernmeldeanlagen wie folgt definiert:

„Fernmeldeanlagen sind technische Einrichtungen zur 
Nachrichtenübermittlung, bei denen physikalische Vorgänge 
durch Sender erzeugt, durch Übertragungswege übertragen 
und durch Empfänger für die unmittelbare Aufnahme oder 
Weitergabe nachgebildet werden.“

In Abs. 3 dieser Vorschrift werden die Fernmeldeanlagen 
danach unterschieden, ob die Nachrichten längs Leitungen 
(Drahtfermneideanlage) oder ohne Leitungen (Funksende­
oder Funkempfangsanlagen) übertragen werden. Das Gesetz 
nennt zwei Kriterien:

1. die Nachrichten werden durch eine technische Einrich­
tung übermittelt,

2. das Übermittelte wird am Empfangsort in nachgebil­
deter Gestalt aufgenommen.l

Diese Merkmale treffen nach der Rechtsauffassung des zu­
ständigen Senats des Obersten Gerichts ohne Zweifel auf einen 
Münzfernsprecher zu. Die Ansicht des Bezirksgerichts, Fern­
meldeanlagen seien nur Fernsprechkabel, Vermittlungsstellen 
und Umsetzeinrichtungen, ist unrichtig.

Es trifft auch nicht zu, daß durch einen defekten öffent­
lichen Fernsprecher der Nachrichtenverkehr nicht gestört 
werden könne, weil eine Nachrichtenübermittlung jederzeit 
durch einen anderen intakten Fernsprecher erfolgen kann. Mit 
dieser Auffassung werden örtliche Gegebenheiten nicht be­
rücksichtigt (z. B. das Vorhandensein nur einzelner Fern­
sprecher in ländlichen Gegenden oder funktionsuntüchtige 
Münzfernsprecher in näherer Umgebung). Damit wird aber 
auch die Bedeutung der Münzfernsprecher für die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit unterschätzt. Wie oft hängt das 
Leben eines Menschen von sofortiger ärztlicher Hilfe oder 
die Verhinderung eines Großbrandes von der sofortigen 
Alarmierung der Feuerwehr ab. Es liegt auf der Hand, daß 
durch defekte Münzfernsprecher die Nachrichtenübermitt­
lung behindert wird und damit schwerwiegende Folgen ver­
bunden sein können. Der Tatbestand des § 204 StGB ist des­

halb auch dann verwirklicht, wenn ein einzelner Münzfern­
sprecher zerstört, beschädigt, unbrauchbar gemacht, unbe­
fugt verändert oder in sonstiger Weise unbefugt auf ihn ein­
gewirkt wird und die dadurch bewirkte Behinderung des 
Nachrichtenverkehrs vom Vorsatz des Täters entweder nach 
§ 6 Abs. 1 StGB (unbedingter Vorsatz) oder nach § 6 Abs. 2 
StGB (bedingter Vorsatz) erfaßt ist.

Die Orientierung, daß § 204 StGB im Verhältnis zu § 163 
StGB lex specialis ist und nur bei einer verbrecherischen 
Beschädigung von Fernmeldeanlagen die §§ 164 und 204 StGB 
tateinheitlich anzuwenden sind2, wird von den Darlegungen 
in diesem Beitrag nicht berührt.
Dr. ROLF SCHRÖDER,
Richter am Obersten Gericht

1 Vgl. dazu auch die АО über den öffentlichen Femsprechdienst 
— Fernsprechordnung — vom 21. November 1974 (GBl. I 1975 Nr. 14 
S. 254) und H. Bäcker u. a., Post- und Fernmelderecht, Berlin 1983, 
S. 62 f.

2 Vgl. den Standpunkt des Kollegiums für Strafrecht ln: OG-Infor- 
mationen 1980, Nr. 6, S. 35.

Absehen von der Einleitung oder 
Einstellung eines Ordnungsstrafverfahrens 
bei Anwendung geeigneterer Maßnahmen
Von der Einleitung eines Ordnungsstrafverfahrens ist ge­
mäß § 22 Abs. 2 OWG abzusehen, wenn wegen ein und 
derselben Sache Maßnahmen der disziplinarischen oder ma­
teriellen Verantwortlichkeit nach dem Arbeits-, Zivil- oder 
LPG-Recht oder andere Erziehungsmaßnahmen (z. B. die 
einer gesellschaftlichen Organisation) tatsächlich angewen­
det werden und wenn diese Maßnahmen geeigneter sind als 
eine im Ergebnis eines Ordnungsstrafverfahrens zu erwar­
tende Ordnungsstrafmaßnahme (vgl. dazu NJ 1975, Heft 12,
S. 370).

Hieraus ergibt sich die Frage, wer einzuschätzen hat, wel­
che dieser möglichen Maßnahmen der Verantwortlichkeit 
(Ordnungsstrafmaßnahme oder eine andere Maßnahme der 
Verantwortlichkeit) erzieherisch wirksamer sein kann. § 22 
Abs. 2 OWG nennt nur die Voraussetzungen für das Ab­
sehen von der Einleitung eines Ordnungsstrafverfahrens, je­
doch regelt diese Bestimmung nicht ausdrücklich, wer befugt 
ist, eine solche Entscheidung zu treffen. Da aber gemäß § 23 
Abs. 1 OWG Ordnungsstrafverfahren im Wege der Einzel­
entscheidung durch den Entscheidungsbefugten einzuleiten 
sind, ergibt sich für diesen auch die Berechtigung, von der 
Einleitung des Verfahrens abzusehen.

Entscheidungsbefugter i. S. des § 23 Abs. 1 OWG ist der 
in der jeweiligen Ordnungsstrafbestimmung genannte Ord­
nungsstrafbefugte (z. B. der Vorsitzende des örtlichen Rates 
oder Leiter der Bezirksdirektion der Deutschen Post). Dar­
über hinaus können auch andere leitende Mitarbeiter mit der 
Einleitung von Ordnungsstrafverfahren beauftragt werden 
(vgl. NJ 1983, Heft 11, S. 438). Damit sind auch diese Mit­
arbeiter berechtigt, darüber zu entscheiden, daß von der 
Einleitung eines Ordnungsstrafverfahrens nach § 22 Abs. 2 
OWG abzusehen ist. Diese Mitarbeiter, die nicht zugleich 
Ordnungsstrafbefugte sind, haben jedoch nicht das Recht, 
Ordnungsstrafverfahren zu beenden oder Entscheidungen 
über die Übergabe an gesellschaftliche Gerichte zu treffen.

Die Entscheidung nach § 22 Abs. 2 OWG soll schriftlich 
vermerkt werden. Das ist zwar gesetzlich nicht ausdrück­
lich bestimmt, ergibt sich aber daraus, daß die Einleitung 
eines Ordnungsstrafverfahrens schriftlich zu vermerken ist 
(§ 22 Abs. 1 OWG). Folglich sollte auch eine gegenteilige Ent­
scheidung in dieser Form nachgewiesen werden.

Bei Ordnungswidrigkeiten, die zugleich auch andere 
Rechtsverletzungen sind, werden nicht selten andere Maß­
nahmen der Verantwortlichkeit angewendet, ohne daß der 
Ordnungsstrafbefugte davon Kenntnis hat. Diesem Umstand 
trägt das OWG Rechnung. Nach § 25 Abs. 2 Ziff. 2 OWG 
wird das Ordnungsstrafverfahren eingestellt, wenn die 
durchgeführte Verhandlung selbst (das Ordnungsstrafver­
fahren oder die kollektive Beratung im Verantwortungsbe­
reich der örtlichen Räte nach §§ 29, 30 OWG) oder eine andere 
Erziehungsmaßnahme eine ausreichende erzieherische Wir­
kung auf den Rechtsverletzer erzielte. § 25 Abs. 2 Ziff. 2 OWG 
schließt unmittelbar an § 22 Abs. 2 OWG an. Beide Bestim­
mungen setzen erzieherisch wirksamere Maßnahmen außer­
halb des Ordnungswidrigkeitsrechts voraus, jedoch wird dar­
über in unterschiedlichen Stadien des Verfahrens entschie-


